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lieber eigen IQmliche Formen 

des Miteigentums im deutschen und 
französischen Recht. 



I. Das Miteigentum nach Wertbeträgen. 

Unter den verschiedenen, im Code civil und Badischen 
Landrecht geregelten Eheverträgen nimmt, wenn auch nicht 
in praktischer, so doch sicher in theoretischer Beziehung das 
amcublissement oder die Entliegenschaftung weit- 
aus das grösste Interesse in Anspruch. Auf die zahlreichen, 
die juristische Natur dieses Ehevertrages betreffenden Kontro- 
versen soll hier nicht näher eingegangen werden, da aus der 
rechtshistorischen Betrachtung die Lösung sich von selbst 
ergibt. 

Die Entliegenschaftung ist ein auf die Ausdehnung der 
gesetzlichen Mobiliargemeinschaft gerichteter Vertrag, durch 
den alle oder einzelne Grundstücke der Ehegatten oder eines 
der Ehegatten in das Gesamtgut mit hineinbezogen werden, 

lorsque les Cpoux ou Tun d'eux font entrer cn com- 
munaute tout ou partie de leurs immeubles presens ou 
futurs (1505). 

Ist die Entliegenschaftung eine allgemeine, indem sie 
für das ganze gegenwärtige und zukünftige Immobiliarvermögen 
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der beiden Ehegatten ausgesprochen wird, so fallt sie mit der 
vertragsmässigen allgemeinen Gütergemeinschaft, wie dieselbe 
in den §§ 1420 ff. des Entwurfes des BGB. für das Deutsche 
Reich geregelt ist, dem to hope yecen des alten Lübischen 
Rechts, begrifflich zusammen 1 ). Eigentümlichkeiten treten nur 
hervor, wenn die Entliegenschaftung eine beschränkte ist, 
indem sie entweder nur einen gewissen Wertbetrag sämtlicher 
Liegenschaften, oder bestimmte Liegenschaften, mit oder ohne 
Beschränkung auf einen gewissen Wertbetrag, zum Gegen- 
stände hat. Das Gesetz bestimmt darüber: 



1505. L'ameublissement peut 
etre determine ou indetermine. 

II est determine, quand l'epoux 
a declare ameublir et mettre en 
communaute un tel immeuble, en 
tout ou jusqu'ä concurrcncc d'unc 
certaine somme. 



II est indeterminc-, quand 
l'epoux a simplement declare ap- 
portcr cn communaute ses im- 
meubles, jusqu'a coneurrence 
d'une certaine somme. 



1507. L'effet de l'ameublisse- 
ment determine est de rendre 
Pimmeublc ou les immeubles qui 
en sont frappes, biens de la com- 
munaute eomme les meubles 
memes. 



Die Entliegenschaftung kann 
bestimmt oder unbestimmt sein. 

Sie ist bestimmt, wenn der 
Ehegatte erklärt, dass er dieses 
oder jenes Grundstück ganz oder 
bis zum Betrag einer gewissen 
Summe der Fahrnis gleichstelle, 
und es in die Gütergemeinschaft 
einwerfe. 

Sie ist unbestimmt, wenn der 
Ehegatte schlechthin erklärt hat, 
dass er seine Liegenschaften bis 
zum Betrag einer gewissen 
Summe in die Gütergemein- 
schaft einwerfe. 

Die Wirkung der bestimmten 
Entliegenschaftung besteht darin, 
dass sie die genannten Grund- 
stücke zu Gemeinschaftsgütern 
macht, wie es sonst nur die Fahr- 
nis nach dem Gesetz ist. 



l ) Vgl. Code civil 1497, 3. Behaghel, Das badische bürgerliche 
Recht, 3. Auflage, II. 181. 
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Lorsque l'immeuble ou les 
immcublcs de la femme sont 
ameublis en totalite, le niari en 
pcut disposer comme des autres 
clfcts de la communaute, et les 
aliener en totalite. 

Si l'imnieuble n'est ameubli 
quc pour une certaine somme, 
le inari ne peut l'aliener qu'avec 
1c consentement de la femme; 
mais il pcut Phypothequer sans 
son consentement, jusqu'ä con- 
currence seulement de la portion 
ameublie. 



1508. L'ameublissement in- 
dctermine ne rend point la com- 
munaute proprietaire des im- 
meubles qui en sont frappe; son 
effct sc reduit ä obliger l'cpoux 
qui l'a consenti, ä comprendre 
dans la masse, lors de la dis- 
solution de la communaute, qucl- 
ques-uns de scs immeubles jus- 
qu'ä concurrence de la somme 
par lui promise. 

Le mari nc peut, comme cn 
l'article precedent, aliener en 
tout ou en partie, sans 1c con- 
sentement de sa femme, les im- 
meubles sur lesqucls est etabli 
l'ameublissement indetermine ; 
mais il peut les hypothequer jus- 
qu'ä concurrence de cet ameublis- 
sement. 



Sind Grundstücke der Frau 
der Fahrnis gleichgestellt, so kann 
der Mann hierüber, wie über an- 
dere Stücke der Gütergemein- 
schaft verfügen, und sie veräus- 
sern. 

Ist ein Grundstück nur für 
eine gewisse Summe entliegen- 
schaftet, so kann der Mann es 
zwar nur mit Bewilligung der 
Frau veräussern ; aber er darf es 
auch ohne ihre Bewilligung zum 
Unterpfand einsetzen, jedoch nur 
bis zum Betrag des der Fahrnis 
gleichgestellten Teils. 

Die unbestimmte Entliegen- 
scliaftung verschafft der Gemein- 
schaft kein Eigentum an den 
Grundstücken; sie verbindet nur 
den zusagenden Ehegatten, bei 
Auflösung der Gütergemeinschaft, 
so viel wegen seiner Liegenschaf- 
ten, als zum Betrag der ver- 
sprochenen Summe nötig ist, in 
die gemeinschaftliche Masse mit 
einzuwerfen. 

Der Mann kann hier so we- 
nig, als bei der vorigen Form 
das Grundstück, welches entlie- 
genschaftet ist, ganz oder zum 
Teil ohne Bewilligung der Frau 
veräussern; aber er kann es bis 
zum Belauf der fahrend gewor- 
denen Summe zu Unterpfand 
geben. 
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1509- L'epoux qui a ameubli Der Khegatle, der ein liegen- 

un heritagc, a, lors du partage, ' des Grundstück entliegensehaftet 

la faculte de le retenir cn 1c pro- j hat, darf bei der Teilung es für 

comptant sur sa part pour le prix sich behalten und für den Wert, 

qu'il vaut alors; et ses heritiers den es alsdann hat, auf seinen 

ont le meine droit. i Anteil nehmen. Gleiches Recht 

j haben auch seine Erben. 

Die beschränkte Entliegenschaftung ist hiernach entweder 
eine bestimmte oder unbestimmte. Von der unbestimmten 
Entliegenschaftung (ameublissement indetermine), bei welcher 
ein Ehegatte zu Gunsten des Gesamtgutes eine Geldschuld 
auf seine Sondergüter übernimmt, ohne die davon betroffenen 
Liegenschaften individuell zu bezeichnen, ist an dieser Stelle 
nicht näher zu handeln, da das durch dieselbe begründete 
Rechtsverhältnis einen wesentlich obligatorischen Charakter 
hat und eine Veränderung in der Zuständigkeit des Vermögens 
nicht eintritt. Die Haftung des Schuldners ist eine unpersön- 
liche, sie beschränkt sich auf sein Sondergut und kann, wenn 
er solches nicht hat, gegen seinen Anteil am Gesamtgute nicht 
vollstreckt werden. Fällig wird die Schuld erst bei Auflösung 
der Gütergemeinschaft, aber schon während derselben steht 
dem Gesamtgute ein Pfandrecht an den Sondergütern des 
Schuldners zu, das freilich nicht durch Zwangsverkauf, son- 
dern nur durch Verpfändung geltend gemacht werden kann l ). 

Wie das altdeutsche Lehnrecht benanntes und unbenann- 
tes Gedinge unterschied *), so steht der unbestimmten die b c- 
stimmte Entliegenschaftung (ameublissement ditennine) , deren 
Gegenstand nur bestimmt bezeichnete Liegenschaften bilden, 
gegenüber. Die bestimmte Entliegenschaftung ist entweder eine 

') Vgl. Kohler, Pfandrechtliche Forschungen, 1882, S. 1 fl*. 
3 ) Vgl. Homcycr, System des Lchnrechts (Des Sachsenspiegels 
II. Teil, Band II, 1844) S. 329, 337. 
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vollständige (unbegrenzte) oder eine unvollständige (begrenzte). 
Hei der vollständigen geht das bisher im Alleineigentum 
des einen Ehegatten befindliche Grundstück in das gemeinschaft- 
liche Eigentum beider Ehegatten über, es fällt gleich dem 
fahrenden Gute in die Mobiliargemeinschaft, innerhalb deren 
es den Errungenschaftsimmobilien gleichsteht 1 ). 

Auch bei der unvollständigen Entliegenschaftung 
findet eine Eigentumsabtretung statt, indem das benannte 
Grundstück aus dem Sondergute des einen in das Gesamtgut 
beider Ehegatten übergeht, aber nicht in seinem ganzen Um- 
fange (en tont, en totalite), sondern nur justju'd coneurrence 
d'une certaine sontme. Es besteht also ein eigentümliches, nicht 
nach Bruchteilen, sondern nach Wertbeträgen 
abgegrenztes Miteigentum zwischen der ehelichen Ge- 
nossenschaft und dem einen Ehegatten: dasselbe Grundstück 
ist bis zu einem gewissen Wertbetrage gemeinschaftliches 
Eigentum der beiden, über diesen Wertbetrag hinaus Sonder- 
gut des einen Ehegatten 8 ). Daher kann, wenn es sich um ein 
Grundstück der Frau handelt, der Mann als Verwalter des 
Gesamtgutes zwar in Höhe des gemeinschaftlichen Wertes 
über dasselbe verfügen, insbesondere es bis zu dieser Wert- 

') Es gehört zu den immeubks de la coinmunaute des Art. 1422 
(vgl. kodiere et Pont, Traite du manage III. Nr. 1400. Laurent, 
Principes du droit civil I. Nr. 2581?'.), jedoch mit der Massgabe, dass, 
wenn es sich tun ein Erbgut (heritage) handelt, der frühere Eigen- 
tümer bei der Genieinschaftsteilung berechtigt ist, dasselbe gegen 
Ersatz des Wertes wieder zurückzunehmen. Dasselbe Recht bei 
allen eingebrachten Grundstücken nach preuss. ALR. II. 1 §648 und 
dem Entwürfe des BGB. § 1460, 2. 

ä ) Vgl. Rodiere et Pont, a. a. O. III. Nr. 1406fr. Laurent, a. a. O. 
XXIII. Nr. 267. Die unrichtige Ansicht, welche, wie bei der unbe- 
stimmten Entliegenschaftung, nur ein Korderungsrecht des Gesamt- 
gutes annimmt, u. a. bei Behaghel, a. a. O. II. 184. 
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grenze verpfänden , zu weitergehenden Verfügungen aber, 
namentlich zu solchen über das Grundstück als Ganzes, be- 
darf er, wie bei allen Sondergütern der Frau, der Mitwirkung 
der letzteren 

Die vorstehend besprochenen Bestimmungen des franzö- 
sischen Rechts gewinnen ihr volles Verständnis erst durch 
gewisse, in diesem Zusammenhange noch nicht genügend ge- 
würdigte Parallelen des altdeutschen Rechts, namentlich durch 
zahlreiche, auf die Entliegcnschaftung von Erbgütern bezüg- 
liche Einträge des Ober- und Niederstadtbuches in 
Lübeck aus dem 13., 14. und 15. Jahrhundert 2 ). 

Erbgüter galten nach dem altdeutschen Recht als Familien- 
eigentum und konnten nur mit Zustimmung der Erben oder 
doch des nächsten Erben (dem nach sächsischem Recht in 
dieser Beziehung die Vertretung der ganzen berechtigten Sippe 

y ) Die hier hervortretende Uebereinstimrnung mit dem anicu- 
blissement indetermine hat mehrfach dazu verführt, das letztere 
überhaupt mit der begrenzten Entliegcnschaftung gleichzustellen. Mit 
Unrecht, denn bei dieser gehört das Grundstück innerhalb der be- 
stimmten Wertgrenze zu den immeubles de la communaiite und unter- 
liegt insofern allen Konsequenzen der Artikel 1409, 1410, 1421— 1424, 
1426, 1437, während die auf das Sondergut bezüglichen Bestim- 
mungen der Artikel 1407 und 1433 ff. keine Anwendung finden. Die 
Gefahr des Zufalls trägt nicht, wie bei der unbestimmten Entliegcn- 
schaftung, der eine Ehegatte allein, sondern sie ist gemeinschaftlich, 
sobald die Entwertung auch den zum Gesamtgute gehörigen Anteil 
betroffen hat. Bei den Unterhaltungskosten, soweit sie nicht nach 
Art. 1409, 4 dem Gesamtgutc allein obliegen, hat eine Teilung nach 
Verhältnis der Werte stattzufinden. 

s ) Vgl. Pauli, Darstellung des Rechts der Erbgüter nach älterem 
Lübischen Rechte (Abhandlungen aus dem Lübischen Rechte, I. Teil), 
1837, und: Die s. g. Wicboldsrcnten oder die Rentenkäufe des Lü- 
bischen Rechts (Abhandlungen aus dem Lübischen Rechte, IV. Teil), 
1865. 
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zustand) veräussert werden. Den Gegensatz zu dem in dieser 
Weise gebundenen Erbeigen bildete einmal der durch Rechts- 
geschäft unter Lebenden erworbene Grundbesitz, also vor- 
nehmlich das Kaufeigen, und sodann die fahrende Habe, die 
in der Rechtssprache auch als „Kaufschatz" bezeichnet zu wer- 
den pflegte. Mit Zustimmung der Erben konnte nun einem 
Erbgute auch der Charakter von Kaufeigen beigelegt werden, 
wodurch dasselbe aus dem Verbände des Familienvermögens 
entlassen und dem freien Verfügungsrechte des Eigentümers 
unterworfen wurde. Man fasste diesen Rechtsakt ganz wie im 
französischen Rechte als eine Entliegenschaftung (mobilitatio) 
auf 1 ) und kleidete ihn, da es sich um einen Eigentumsverzicht 
handelte, in die Form der Auflassung. Soweit sich die Ent- 
liegenschaftung auf ganze Grundstücke oder Bruchteile von 
solchen bezog, lässt sie sich dem unbegrenzten ameublissement 
determine vergleichen 8 ). Von besonderem Interesse ist es aber, 
dass die Entliegenschaftung auch hier auf einen bestimm- 
ten Wertbetrag beschränkt werden konnte. 

') Die Formeln dafür lauteten: „ut utatur sicut möbilibus bonis 
suis", „tamqumn bonis mercatoriis*, „mobilem asscribi", „mobilem facere", 
„ad ius mobilium bonorum", „mobilitare" ', „varnde toscriven", „raren 
maken*, Jike varende", „like copschatU" u. dgl. m. Vgl. Rehme, Das 
Lübecker Oberstadtbuch, 1895, S. 136 ff. 

*) Zahlreiche Beispiele bei Rehme, a. a. O. 135—140. Ein lehr- 
reiches Beispiel der Entliegenschaftung eines Bruchteils bietet ein 
Eintrag des Oberstadtbuches von 1327 (Pauli, Erbgüter 93). Die 
Brüder Heinrich und Hermann von Alen hatten die Hälfte eines 
Hauses von ihrem Vater geerbt und sodann ihre Geschwister, denen 
die andere Hälfte zugefallen war, ausgekauft. Nachdem die letzteren 
die Auflassung ihres Anteils vollzogen hatten, wurde in das Stadt- 
buch eingetragen: predicta domus tota ipsis Himico et Hermanno de 
Alen fratribus pertinebit; sed cum dimidietate domus eiusdem facere po- 
terunt et dimittere sicut cum mercatoriis bonis suis; alia autem dimi- 
dietas domus est ipsis hereditata a patre suo predicto. 
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Nach einer Oberstadtbuchnotiz vom Jahre 1291 übertrug 
die Witwe des Johann Broschen unter Mitwirkung ihrer Söhne 
ihrem Schwiegersohn Heinrich von Bödinghausen als Braut- 
schatz ihrer Tochter in zwei neben einander gelegenen Häu- 
sern im Bäckergraben zusammen 120 Mark Silbers (in here- 
ditate angulari, sita in fossa pistorum, et in alia adiacente 
100 marcas argenti et 20 marcas argenti, pro dote cum film 
dkti Johannis sibi dandas) mit der ausdrücklichen Bestimmung, 
ut cum iis facere possit skut cum mercatoriis bonis suis 1 ). Hätte 
es sich, modern ausgedrückt, um die Einräumung einer Grund- 
schuld von 120 Mark gehandelt, so wäre es selbstverständlich 
gewesen, dass der Empfänger darüber freies Verfügungsrecht 
wie über fahrendes Gut erhielt. Der Umstand, dass die Mobi- 
lisierung der 120 Mark ausdrucklich hervorgehoben wurde, 
gibt deutlich zu verstehen, dass die beiden Häuser Erbgüter 
waren und die 120 Mark eine Entliegenschaftung derselben 
bis zu diesem Wertbetrage bedeuteten. Es liegt also ein dem 
begrenzten ameublissement determine vollkommen entspre- 
chendes Rechtsgeschäft vor. 

In einem Eintrage von 1312 2 ) wird einem gewissen Han- 
nebot Worpel bezeugt, dass sein Schwiegervater Thidemann 
Ramelif ihm als Brautschatz seiner Frau ein Haus aufgelassen 
habe, von welchem dem ersteren jedoch schon 24 Mark eigen- 
tümlich gehörten (habet tarnen idem Hannebote in eadem domo 
24 marcas denariorum, que non sunt sibi cum dicta uxore sua 
date). Das Haus gehörte also schon vorher bis zum Werte 
von 24 Mark aus irgend einem nicht weiter bekannten Grunde 
dem Hannebot, während der Mehrwert Eigentum seines 
Schwiegervaters war und ihm nun von seiner Frau als Braut- 
schatz zugebracht wurde. 

') Pauli, Erbgüter 30. 

v ) Pauli, Abhandlungen aus dem Lübischen Rechte U. 25. 
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Wie man auch ohne Auflassung ein derartig begrenztes 
Miteigentum erlangen konnte, lehrt ein Eintrag von 1309, nach 
welchem Nikolaus von der Mühle eidlich vor dem Rate ver- 
sichert hatte, dass er in zwei zum Brautschatze seiner Frau 
gehörigen Häusern im Fischergraben zum Zwecke eines vom 
Rate angeordneten Mauerbaucs 36 Mark aufgewendet habe. 
Daraufhin wird in das Stadtbuch eingetragen, dass dieser in 
die Häuser verwendete Betrag sein alleiniges Eigentum sei: 
in Iiis 36 marcis ipse Nicholaus solus ius habebit, et cum necesse 
fuerit, eas preantieipabit 1 ). 

Wenn bei den bisher angeführten Urkunden noch ein 
Zweifel bestehen könnte, ob sie ein wirkliches Miteigentum 
nach Wertbeträgen ausdrücken wollten, so schwindet derselbe 
vollständig gegenüber den zahlreichen Einträgen, welche den 
Erwerb eines gleichen Miteigentums durch die Befreiung 
eines Erbgutes von darauf ruhenden dinglichen 
Lasten, zumal durch Ablösung von Renten, zum Gegenstande 
haben. Das auf diese Weise erworbene Miteigentum galt, 
seiner Begründung entsprechend, regelmässig als Kaufeigen; 
das durch die Grundentlastung in seinem Werte erhöhte Erb- 



') Pauli, Erbgüter 97. Ganz ähnliche Verhältnisse ergeben sich, 
nach einer gütigen Mitteilung des Herrn Professor von Philippo- 
vich in Wien, auf Grund des englischen Gesetzes über Arbeiter- 
wohnungen, Housing of the Working Classes Act von 1890. Hat 
der Eigentümer einer Arbeiterwohnung auf Anordnung der Revisions- 
behörde Verbesserungen vornehmen müssen, so erhält er, um sich 
das dazu erforderliche Kapital zu verschalten, eine sechsprozentige 
Rente an seinem eigenen Hause, die allen sonstigen auf demselben 
ruhenden Lasten unbedingt vorgeht. Der Hauseigentümer kann 
die Rente verkaufen; das dadurch erworbene Kapital wird im Laufe 
von dreissig Jahren durch die Rentenzahlung amortisiert, so dass 
die Rente erlischt. 
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gut war in Höhe dieses Wertbetrages freies Eigentum des 
Besitzers, darüber hinaus aber Gesamtgut der Familie l ). 

Nach einem Eintrage von 1351*) hatten die Brüder 
Johann und Nikolaus Rehorst von ihrer Schwester ein Maus 
geerbt und darauf eine auf demselben ruhende Rente von 
12 Mark abgelöst, ausserdem auch noch Geld zur Bezahlung 
von Nachlassschulden ihrer Schwester aufgewendet, so dass 
sie, alles in allem gerechnet, mehr bezahlt hatten, als das 
ganze Haus wert war. Der Rat liess daraufhin in das Stadt- 
buch eintragen : ad extensionem huius premmam in iure dicta 
dorn us ipsis jMrtinet sicut mercatoria bona sua ; das als Erbgut 
von ihnen erworbene Haus sollte also bis zu dem in dasselbe 
verwendeten Betrage ihr freies Eigentum nach Kaufschatz- 
recht sein. 

Der Fuhrmann Meino hatte von seiner Frau, mit der er 
in kinderloser Ehe gelebt hatte, die Hälfte eines von ihr in 
die Ehe eingebrachten Hauses in der Mühlenstrasse geerbt 
und eine darauf lastende Rente von 24 Schillingen mit einem 
Kapital von 30 Mark abgelöst. Darauf liess der Rat im Jahre 
1336 unter Zustimmung der Erben in das Niederstadtbuch 
eintragen 8 ): propter quod potestatem habeblt in dicta medietate 
domm dandi , vendendi , rel quocunque modo decreverit ordi- 



') Dass es bei Werterhöhungen durch obrigkeitlich ange- 
ordnete Bauten nicht anders war, zeigt die angeführte Urkunde 
von 1309. Bei freiwilligen Bauten war es ebenso, wenn die erb- 
berechtigten Verwandten zugestimmt hatten, während nichtgench- 
migte Bauten des Eigentümers die Erbgutseigensehaft unberührt 
Hessen, so dass derselbe keinen Ersatz für seine Aufwendungen er- 
hielt. Vgl. Lübisches Stadtrecht Cod. II, Art. 256 (Hach, Das alte 
Lübische Recht, 1839, S. 376). Pauli, Erbgüter 96 fl". 

-) Pauli, Abhandlungen III. 147. 

:! ) Pauli, Erbgüter 86. 
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tmndi, nsque. ad pracdictc jm-unie mmmam, sicut mercatoriis rel 
mobilibus suis bonis. 

Den umgekehrten Fall weisen zwei Stadtbucheinträge von 
1315 und 1327 auf). Die Brüder Hermann und Heinrich von 
Clutze hatten mit gesamter Hand zwei Häuser gekauft. Wäh- 
rend ihnen diese naturgemäss zu Kaufschatzrecht übereignet 
wurden, bedurfte es wegen eines Erbkapitals von 24 Mark der 
Eintragung eines besonderen Vorbehaltes: iacent auf cm in ipsa 
hereditate 24 marce denariorum in eo iure, sind hereditas ad 
aJiquem deroluta per mortem alterius, que 24 marce tangunt pre- 
fatum Henricum solum. Nach dem Eintrage von 1327 hatte 
die Witwe des Wenemar Nyding ein ihr als Kaufeigen zu- 
gehöriges Grundstück durch Ablösung einer Weichbildrente 
entlastet, das dazu erforderliche Kapital aber aus Erbgut 
(wahrscheinlich durch Verkauf desselben) entnommen (pecunia, 
cum qua dictum icicbelde libertavit, sibi c.cssit de hereditatibns 
ad ipsam per mortem Wenemari, ultimi sui mariti, devofutis). 
Deshalb wurde eingetragen, dass das Grundstück bis zum 
Betrage dieses Kapitals als Erbgut anzusehen sei, mit seinem 
Mehrwerte aber in seiner bisherigen Rechtslage verbleibe: 
ideoque ad taxam huius pecunie hereditas ipsa computabitur per 
mortem sibi cessisse; quiequid hereditas plus raJuerit, quam ipsa 
pecunia, illud manebit, prout iusticia requirit. Der Umstand, 
dass das in dem Grundstück angelegte Kapital Erbgutseigen- 
schaft erhielt, also verliegenschaftet wurde, liefert einen ein- 
wandfreien Beweis für die Annahme, dass in derartigen Fällen 
in der That nicht eine blosse Grundschuld, im heutigen Sinne, 
sondern ein durch einen Wertbetrag abgegrenztes Miteigentum 
vorlag 2 ). 

') Pauli, Erbgüter 94 f. 

*) Vgl. Testament der Gertrud Stripcderock von 1351 (Pauli, 
Erbgüter 3p): haben in qnümsdam heredUntünts jiecuniam iure heredi- 
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Die Möglichkeit für den Eigentümer eines Erbgutes, durch 
Ablösung darauf lastender Renten an demselben freies Eigen- 
tum zu Kaufschatzrecht in Höhe des Ablösungskapitals zu 
erwerben, erklärt sich aus der höchst beachtenswerten That- 
sache, dass nach dem Lübischen Rechte schon die Renten- 
gläubiger selbst in Höhe der ihrem Rentcnbczuge 
entsprechenden Ablösungssumme als Miteigen- 
tümer 1 ), und zwar in der Regel zu Kaufschatzrecht, ange- 
sehen wurden*). 

Nach einem Stadtbucheintrage von 1357') hatte Johann 
Wittenborch seinen Kindern Bernhard und Margarete bei der 
Schichtung eine Abfindung in Gestalt einer auf sein Haus 
übernommenen Rente von 14 Mark gegeben. Nachdem Johann 
und Margarete gestorben und von Bernhard beerbt worden 
waren, gehörte diesem das väterliche Haus zu Erbgutsrecht 
(ex obitu patris sui et eciam ex obitu Margarete sororis stte per- 
tinet domus quondam patris sui), aber nur, insoweit es den 
Kapitalswert der genannten Rente (280 Mark) überstieg. Denn 
bis zu diesem Betrage war bei Lebzeiten des Vaters zunächst 
Bernhard zusammen mit seiner Schwester und nach ihrem 

tario ad me pertinentem, quae dicitur vorstorven erve, nämlich in zwei 
Häusern je 100 M. und in dem Wohnhause der Erblasserin 245 M. 

Dies hat schon Fabricius, Das älteste Stralsundische Stadt- 
buch, 1872, S. 269 f., erkannt. 

*) Dabei führte der auf möglichste Beseitigung des Erbenwarte- 
rechts gerichtete Zeitgeist schon im späteren Mittelalter dahin, dass 
Renten, welche Kaufschatzeigenschaft besassen, diese Eigenschaft 
auch im Falle der Vererbung nicht mehr verloren, also nicht zu 
Erbgut wurden, sondern Kaufeigen blieben. Nur eine als Surrogat 
für wirkliches Erbgut erworbene Rente erhielt Erbgutsqualität. 
Vgl. Pauli, Erbgüter 30H".; Wieboldsrenten, 33 f. Lübischcs Recht, 
Cod. II, Art 238 (Hach, a. a. O. 369). 

3 ) Pauli, Wieboldsrenten, Urkundenbuch A. Nr. 281. 
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Ableben er allein Miteigentümer, und zwar zu Kaufschatz- 
recht, gewesen und darum wurde, nachdem er das ganze 
Haus geerbt hatte, ausdrücklich eingetragen: ergo ipse domi- 
nus Bernardus dicta domo uti potest mercatorie iisque ad mlo- 
rem dictarum 14 in. wicbelde, computando quamlibet maream 
pro 20 marcis. 

Der Umstand, dass der Rentengläubiger das Eigentum 
an dem rentenpflichtigen Grundstücke erwarb, bewirkte also 
keineswegs den Untergang des Rentenrechts durch Konfusion, 
sondern es gab, unserer Eigentümerhypothek und der Grund- 
schuld des Eigentümers entsprechend M, auch eine Rente an 
eigener Sache, die aber gegenüber den am Erbgutc beteiligten 
Anwärtern als mobilisiertes Miteigentum, ameublissement de- 
termine, aufgefasst wurde. Eine derartige Rente konnte der 
Eigentümer dann auch wieder auf andere übertragen. So ver- 
machte nach einer Stadtbuchnotiz von 1372 Heinrich Pape 
seinem Schwager Heinrich von Essen eine dem Testator an 
seinen eigenen Häusern zustehende Rente: Septem marcarum 
redditus, qitos habeo in der Oldenvere, in Ulis duabus domibus 
qne tnee sunt, libere atque quiete ad fruendum like varende have, 
ut michi in libro civitatis Lubicensis sunt asscripti*). 

Die Uebernahme einer Rente galt demnach als eine 
Veräusserung, indem der Eigentümer bis zu dem Kapitals- 
werte der Rente den Rentengläubiger als Miteigentümer an- 
nahm und nur noch den Mehrwert für sich behielt 3 ). Dem- 



') Ueber die entsprechende Erscheinung eines Schifisgläubiger- 
rechts am eigenen Schiffe vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
XXXII. S. 10. 

*) Pauli, Erbgüter 96. Vgl. auch Wieboldsrenten, Urkunden- 
buch A. Nr. 283 (1358). 

3 ) Das Ehepaar Schocken hatte aus verschiedenen Grund- 
stücken eine zum 16 fachen Betrage ablösbare Rente verkauft und 



- i8 - 

gemäss konnte die Bestellung und ebenso die Weiterüber- 
tragung einer Rente, im Gegensatze zu den Hypotheken, nur 
in den Formen der Eigentumsübertragung, also durch Auf- 
lassung (resignatio) erfolgen 1 ), wie umgekehrt für die Ab- 
lösung der Rente (Rückkauf) keine Quittung oder Löschungs- 
bewilligung des bisherigen Gläubigers ausreichte, sondern eine 
Rückauflassung des befreiten Grundstücks an den Eigentümer 
(resignando et dimittendo ipsam dorn um liberum et solutam) 
erforderlich war 8 ). Dagegen erfolgte die Verpfändung von 
Grundstücken, da dem Gläubiger hier kein Miteigentum, son- 
dern nur ein eventuelles Einwättigungsrecht, verstärkt durch 
einen sofort wirksamen Konventionalarrest (kntnmer), einge- 
räumt wurde, nicht in den Formen der Auflassung und ebenso 
wenig bedurfte es nach Zahlung der Pfandschuld einer Rück- 
auflassung, sondern die Quittung oder einfache Freilassungs- 
crklärung (dimittere) des Gläubigers war ausreichend 8 ). Gleich- 
wohl erschien auch bei der Hypothek das volle Eigentum des 
Schuldners auf den frei gebliebenen Mehrwert des Pfandgegen- 
standes beschränkt, nur diesen konnte er noch veräussern, 
mit Renten belasten oder anderweitig verpfänden 4 ). Eine 
natürliche Konsequenz dieser Auffassung war bei Pfand- wie 

die Auflassung mit Genehmigung der Erben, da es sich um Erb- 
güter handelte, vollzogen. Der Mehrwert der mit der Rente be- 
lasteten Güter sollte der Ehefrau Schocken für ihre Mitgift als Eigen- 
tum verbleiben: illud autem, quod remanet in dictis bonis preter istud 
wicbclde, computatum est ad dotem uxoris dicti Schocken. Pauli, Ab- 
handlungen II. 24 (1305). 

') Vgl. Pauli, Wicboldsrcntcn 27 m; Erbgüter 32 f. 

? ) Vgl. Pauli, Wieboldsrentcn 76. 

s ) Vgl. Pauli, Wieboldsrentcn, Urkundenbuch A. Nr. 291 (1360): 
domum ad tanti valnrem solutam dimisit. 

*) Vgl. Fabrieius, a. a. O. 45, Nr. 125. 46, Nr. 139 f. 56, Nr. 336. 
74, Nr. 18. 117, Nr. 80. 
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bei Rentengläubigern die Rangordnung nach der Priorität, die 
selbst dann gewahrt blieb, wenn den betreibenden Gläubigern 
im Wege der Zwangsvollstreckung die Einweisung in das 
Grundstück erteilt wurde : jeder erhielt das Miteigentum inner- 
halb der ihm zustehenden Wertgrenzen 

Nach einem Eintrage von 1299 hatten zwei Eheleute ein 
Darlehen aufgenommen, pro quilms impignoraverunt omne illud, 
quo hereditas eorum melior est, quam wicbelde, quod da- 
für de eadem Auf dem verpfändeten Grundstück lastete eine 
Rente (Weichbild), weshalb nur der Mehrwert desselben zur 
Verfügung des Eigentümers stand. 

Ganz ähnlich 1313 bei zwei Häusern, aufweichen an erster 
Stelle ein Hauszins (Wurtzins), d. h. eine vorbehaltene Rente, 
und an zweiter Stelle eine übernommene Rente ruhte: iinpig- 
norarit omne illud, quo domus etc. me/iores sunt, quam anti- 
quum wortins et novum wicbelde, quod habet in iisdem domibus 3 ). 

Ganz besonders lehrreich ist ein Stadtbucheintrag von 
1353. Auf dem Hause des Jakob Sturen lasteten zwei Renten 
von je 4 1 /, Mark, ablösbar zum 20 fachen Betrage, die erste 
dem Bertram Heydebu und die zweite dem Arnold Ruftus 
gehörig. Auf die Klage der beiden Gläubiger wegen Nicht- 
zahlung der fälligen Gülten erfolgte ihre Einweisung in den 
Besitz im Wege der Zwangsvollstreckung (eandem domum 
prosecuti sunt coram iudicio pleno iure) und der Rat Hess das 
Haus auf ihren Namen eintragen (quam ipsis consilium iussit 
proprium sie asscribi), jedoch mit der Massgabe, dass Bertram, 

') Wegen rückständiger Renten konnte der Gläubiger nur Ein- 
weisung in das Grundstück verlangen, eine persönliche Haftung des 
Eigentümers bestand nicht. Vgl. Lübisches Recht, Cod. II. Art. 235 
(Hach, a. a. O. 368). 

s ) Pauli, Wieboldsrenten, Urkundenbuch A. Nr. 3. 

3 ) Ebenda Nr. 7. 
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als dem ersten Gläubiger, bis zum Betrage seiner Rente, also 
bis zu der Wertgrenze von 90 Mark, das Voreigentum zu- 
stehen, der dann folgende Mehrwert in gleichem Betrage aber 
dem Arnold, und zwar, da seine Rente Erbgut gewesen war, 
zu Erbgutsreeht, gehören sollte: ita tarnen, quotl ipse dominus 
Bertram us habet in eadem domo, quoaa ! jxirtem suam, pr inci- 
palitatem in proprietate, sicut habuit in sno tricbelde 
quatuor et dimidia marcarum prins et tituhim empeionis. 
Arnoldus vero in «/, quoad partein suam, ins habet secunda- 
rium, et post ipsum dominum Bertramum ; nichUominus eciam 
pars ipsius iacebit in iure devolucionis per mortem, quia ex tali 
originem traxit iure 1 ). 

Mit dem sächsischen Rechte stimmte in der Auffassung, 
dass dem Eigentümer eines mit Hypotheken oder Renten 
(burcreht, far) belasteten Grundstücks nur noch der freie Mehr- 
wert (übertiure, übertiurunge)*) oder die Besserung 3 ) zu wahrem 

') Pauli, Wieboldsrcnten, Urkundenbuch A. Nr. 278. Aehnlich 
Nr. 298 (1364), wo vier Gläubiger des Godckc Berncwic für ihre 
unbezahlten Forderungen im Wege des Zwangsverfahrens in das 
Haus ihres Schuldners eingewiesen werden fprosecuti sunt coram iu- 
dicio pleno iure domum eiusdem Godekini, quam ipsis iussit consilium 
proprium sie asscribi) und zwar in der Weise, dass sie nacheinander 
primam, secundam, tertiär», quartam iuris proseeucionem haben. Ebenso 
Nr. 299 (1364), wo nur prima und secunda in iure proseeucio unter- 
schieden werden. Hatten die bevorzugten Renten- oder Pfand- 
gläubiger sich an dem Zwangsverfahren nicht beteiligt, so wurde 
der betreibende Gläubiger schlechthin in den Mehrwert eingewiesen. 
Vgl. Nr. 285 (1358). 

*) Vgl Lexer, Mittelhochdeutsches Wörterb. II. 1666. Schmeller- 
Frommann, Bayerisches Wörterbuch, I. 618. 

*) Vgl. Frankfurter Urkunde von 1377 in den Mitteilungen an 
die Mitglieder des Vereins für Geschichte in Frankfurt a. M., II. 172. 
In Dauzig sprach man in demselben Sinne von Verbesserung. Vgl. 
Sicwert, Das Pfennigzins- und Strohwischrecht, 1802, S. 12. 
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Eigen gehörte, auch das west- und süddeutsche Recht 
überein. In Köln sprach man noch im 16. Jahrhundert bei 
dem Ankaufe solcher belasteten Grundstücke nur von dem 
Kaufe der besseret 1 ), und nach einer Münchener Urkunde 
von 1406 vollzog der Verkäufer zweier Häuser die Auflas- 
sung an die Käufer mit der Erklärung: Ich han auch in die 
vorverschribnen allen meinen recht und uberteurung, die ich 
gehabt han auf den egenanten zwain hausern, aufgeben, gestätigt 
und gefertigt zwischen den vier wenden und mit gerichtsJiand, 
als der stat zu München recht ist 9 ). Das Kloster „an dem Anger" 
in München, das auf drei Grundstücken in Reichersbeuern 
eine Rente hatte, kaufte im Jahre 1367 die über teure der 
vorgenanten dreien gütel über das [tfunt järlicJis gelts, daz si 
darauz habent*), und ebenso kauften im Jahre 1340 die Mönche 
von Scheyern in dem Dorfe Niederscheyern akker in dem velde, 
da si zwölf und neun Schilling ze selgeret uf gehabt haben, die 
uberti u r u n g derselben akker 4 ). 

Die gleiche Auflassung begegnet in Oesterreich. Wenn 
jemand in Wien eine zweite rtypothek auf sein bereits ander- 
weitig verpfändetes Haus aufnehmen wollte, so musste zu- 
nächst dem zweiten Gläubiger in formeller Weise erklärt wer- 
den, dass es einem andern man etnaln verliehen und versatzt sei 
umb als vil gelts und er daher nur noch auf die uberteur des 
erbes leihen könnte; sodann hatte der Gläubiger zu erklären: 



') Vgl. Höhlbaum, Das Buch Weinsberg I. (1886) S. 227, 351. 
Besonders bezeichnend S. 228, wo 00 Goldgulden als Kaufpreis vur 
die besseret des haus, was es über die far doin kante, gezahlt werden, 
der Käufer sollte damit das haus an sich gegolten haben, frei, ün allein 
die far (d. h. die Rente). 

*) Monumenta Boica IX. S. 241. 

3 ) Mon. Boica XVIII. S. 188. 

4 ) Mon. Boica X. S. 496. 
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„Ich hau das erib wol gesechen und wais auch uol, das es eittalu 
versatzt ist; mich genügt wol an der überteurung, unversait den 
manne» recht, der rar mir darauf geliehen haV' 1 ). Einen prak- 
tischen Beleg gewährt eine Urkunde des Wiener Schotten- 
klosters von 1405, nach welcher ein Gläubiger klagte auf ein 
überteurung auf Andres des Fertiger und seiner hausfrawen 
Cecilien haus — —, über die geltschuld und das purkrecht, so 
emalen darauf leit, und zwar wegen einer Geldschuld, dafür 
si im die vorgenant überteurung mit gemmpter haut ze phant 
hieten gesatzt. Das Gericht entschied, der Richter sollte in der 
egenanten überteurung, seins phants, gentzleich gewaltig machen 
und an die gewer setzen. Dies geschah in der Weise, das er 
mit derselben überteurung fürba.s allen seinen frutnen schaffen 
sol und mag, mit verchauffen oder mit versetzen, wem er weil, 
an allen irrsat, soverr daz er des obgenanten seins gelts alles 
gantz und gar davon verrichtet und geteert werde*). 

') Wiener Stadtreehtsbuch (her. von Schuster), 1873, Art. 139. 

-) Fontes rerum Austriacarum II. 18, S. 495. Nach einer Grazer 
Urkunde des 15. Jahrhunderts (Bischoff, Steiermarkisches Landrecht, 
1875, S. 192) hatte ein Gläubiger die Zwangsvollstreckung in die 
Güter seines Schuldners beantragt, wurde aber auf Intervention 
der Ehefrau des letzteren abgewiesen, da ihr schon früher ein Pfand- 
recht wegen ihres Heiratsgutes an denselben Gütern bestellt worden 
war. Er wiederholte nunmehr den früheren Antrag mit besserem 
Erfolge, indem er ihn auf die überteurung derselben gueter beschränkte. 

Vgl. Urkunde von Kloster neu bürg von 1346: „setzen wir ze 

phande die ubertcur auf unserm haus in der Weitengazzen — 

, daz den juden stet 12 Schilling dienstes und 13 tt ^ abzc- 

Ioscn, als der juden prief hat" (Font. rcr. Austr. II. 10, S. 313). Es 
kam auch vor, dass sich der erste Pfandgläubiger ein Vorkaufsrecht 
an der Uebertcuerung einräumen liess. So versprach nach einer Ur- 
kunde von 1298 (Urkundenbuch des Landes ob der Enns IV. Nr. 303) 
der Schuldner seinem Gläubiger, er wolle den uberteteer an dem vor- 
geturnten hof nieman geben se chauffen, wann Dietmeren dem Oven. 
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Das Miteigentum nach Wertbeträgen findet sich auch bei 
der offenen Handelsgesellschaft, wenn auch in den gebundenen 
Formen der gesamten Hand, indem die Gesellschafter zunächst 
mit ihren bilanzmässigen Geschäftseinlagen, darüber hinaus 
aber im Zweifel nach Köpfen an dem Gesellschaftsvermögen 
beteiligt sind *). Noch schärfer tritt dasselbe Verhältnis bei den 
eingetragenen Genossenschaften hervor 8 ). So lange freilich die 
Genossenschaft mit ihren selbständigen Rechten und Pflichten 
besteht, kann nur von einem ruhenden Miteigentum der 
Genossen die Rede sein, da es sich zur Zeit nur in der Be- 
teiligung an der Generalversammlung und in etwaigem Divi- 
dendengenusse bethätigt, auch den ausscheidenden Mitgliedern 
keine Teilungsklage zusteht, sondern nur ein obligatorischer 
Anspruch auf Auskehrung ihres Geschäftsguthabens; aber 
nach Auflösung der Genossenschaft erfolgt, soweit das Statut 
keine abweichenden Vorschriften enthält, „die Verteilung des 
Vermögens unter die einzelnen Genossen bis zum Gesamt- 
betrage ihrer auf Grund der ersten Liquidationsbilanz ermit- 
telten Geschäftsguthaben nach dem Verhältnis der letzteren. — 
Ueberschüsse, welche sich über den Gesamtbetrag dieser Gut- 
haben hinaus ergeben, sind nach Köpfen zu verteilen." In der- 
selben Weise, aber ausschliesslich nach Wertanteilen geregelt, 
erscheint das ruhende Miteigentum bei der Aktien- und Aktien- 
kommanditgesellschaft sowie der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, während bei der Reichsbank nur die eine Hälfte des 
Reinvermögens den Anteilseignern, die andere dagegen dem 
Reiche gehört 3 ). 



') HGB. 106-109, 131, 143. Vgl. Laband, Zeitschr. f. Handels- 
recht XXXI. 40 ff Ucber die Gebundenheit der Anteilsrcchtc vgl. Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts XVIII. Nr.8. XXV. S.256f. XXX. Nr. 46. 

-) Vgl. Genossenschaftsgesetz vom 1. Mai 1889, §§ 17, 71, 89. 

a ) Vgl. HGB. 174 a. 175 b. 181. 197. 203. 213. 216. Bankgesetz 
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II. Das Stockwerkseigentum. 

Nach Art. 553 des Code civil und Badischen Landrechts 
gehören zwar, in Uebereinstimmung mit dem gemeinen Recht, 
alle Gebäude, Pflanzungen und Werke, die sich auf oder unter 
dem Boden eines Grundstückes befinden, dem Grundeigen- 
tümer, aber nur „si le contraire n'est prouvc"", insbesondere 



sans prejudice de la propriete 
qu'un tiers pourrait avoir acquise 
ou pourrait acquerir par pre- 
scription, soit d'un soutcrrain sous 
le bätiment d'autmi, soit de toute 
autrc partic de bätiment. 

Eine Ausführung zu dieser 

Lorsque les difl'erens etages 
d'une maison appartiennent ä di- 
vers proprtetaires, si les titres 
de propriete nc reglent pas le 
mode de reparations et recon- 
struetions, elles doivent ctre 
faites ainsi qu'il suit: 



ohne Abbruch des Eigentums, 
das ein Dritter an einem unter- 
irdischen Bau, oder an jedem an- 
deren Teil eines Gebäudes auf 
fremdem Boden durch Verjäh- 
rung oder sonst rechtmässig erlangt 
haben, oder noch erlangen mag'). 

Bestimmung enthält Art. 664 : 

Wenn die verschiedenen 
Stockwerke eines Hauses ver- 
schiedenen Eigentumern zuge- 
hören, und die Urkunden über 
das Eigentum nicht bestimmen, 
wie es in Absicht auf die Aus- 
besserungen und das Wicdcr- 



vom 14. März 1875, §§ 12, 24, 41. Gesetz betr. die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung, vom 20. April 189a, §§ 13IT., 29 f. 73. 
Ueber den Begriff des ruhenden Miteigentums vgl. Gierke, Deutsches 
Privatrecht I. 678 f.; Genossenschaftstheorie 345 f., 497 ff. Bekker, 
System des heutigen Pandektenrechts 1. 103, wo besonders auf die 
„Eigentumsteilungen, aus denen qualitativ verschiedene Teile hervor- 
gehen", hingewiesen wird (Eigentum der Frau und des Mannes an 
der Dos, quiritarischer und bonitariseher Eigentümer, Eigentümer 
und Emphyteut, Eigentümer und Superfiziar). 

') Die Zusätze und Abänderungen des Badischen Landrechts 
sind hier und weiterhin durch Kursivdruck bezeichnet. 



Digitized by Google 



25 - 



Les gros murs et le toit sont 
ä la charge de tous les proprie- 
taires, chacun cn proportion de 
la valeur de l'etage qui lui ap- 
partient. 



Lc proprietaire de chaque 
etage fait le planchcr sur lcquel 
il marche. 



Le proprietaire du premier 
etage fait l'escalicr qui y conduit; 
le proprietaire du second etage 
fait, ä partir du premier, l'escalier 
qui conduit chez lui; et ainsi de 
suite. 



aufbauen gehalten werden soll, 
so sind dabei folgende Grund- 
sätze zu beobachten. 

Die Kosten der Hauptmauern 
und des Dachs samt seinen Fuss- 
böden und dem Teil der Kamine, 
der durch das Dach läuft, auch 
der Treppe vom obersten Stock in 
das Dach, fallen auf alle Eigen- 
tümer nach Verhältnis des Werts 
des Stockwerks, das jedem zu- 
gehört. 

Der Eigentümer eines jeden 
Stockwerks macht den Fussboden, 
worauf er geht, sammt seiner obem 
Bekleidung, und die Decke oder un- 
tere Bekleidung des Fussbodens eines 
höhern Stocks. 

Der Eigentümer des zweiten 
Stocks macht die Treppe, welche 
dahin führt. 

Der Eigentümer des dritten 
Stocks macht, von dem zweiten 
an zu rechnen, die Treppe, die 
zu ihm führt, und so weiter. 



Das französische Recht lässt demnach nicht nur ein von 
dem Eigentume an der Oberfläche verschiedenes 
Eigentum an den auf derselben errichteten Gebäuden 
oder unter ihr befindlichen Kellern, sondern auch an den 
einzelnen Stockwerken eines und desselben Hauses zu; 
ein Ausnahmezustand, der sich ebensowohl auf Ersitzung, wie 
auf jeden anderen Erwerbstitel gründen kann *). Es entspricht 

') Das Badische Landrecht spricht dies ausdrücklich aus, aber 
auch nach dem Code civil kann angesichts des ersten Satzes des 
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dem Gedanken des Gesetzgebers, dass dieselbe Möglichkeit 
eines getrennten Eigentums auch bei Pflanzen in fremdem 
Grund und Boden angenommen wird Das badischc Recht 
stimmt mit dem französischen durchaus überein, nur für den 
Fall der Erbteilung ist, soweit es sich um Gebäude handelt, 
die vertikale Teilung allein zugelassen und die horizontale, 
nach Stockwerken, verboten 2 ). 

Das auch als Merbergs recht bezeichnete Stockwerks-, 
Geschoss-, Gelass- oder Etageneigentum 3 ) begegnet 
in deutschen Städten schon seit dem 12. Jahrhundert*) und 

Art. 553 kein Zweifel bestehen. Vgl. Entscheidungen des Reichs- 
gerichts in Civilsachen XXIV. 339 f. Archiv f. d. Civil- und Kriminal- 
recht der Rheinprovinz XV. 2, 95f. XXVIIF. 1, 98ff. Zachariä, Hand- 
buch des französ. Civilrechts, 7. Aufl. (1886) § 195, Anm. 5. Amtz, 
Cours de droit civil francais, 2. edition (1879) J. S. 549 (§ 947K 

') Vgl. Bchaghel, a.a.O. 1. 278. Annalcn der badischen Ge- 
richte XLVI. 22. Französ. Gesetz vom 12. Mai 1825, betr. das Eigen- 
tum an den auf Grund und Boden der öffentlichen Strassen ge- 
pflanzten Bäumen. 

-) Vgl. Edikt über die Vorteilgcrcchtigkcit, vom 23. März 1808, 
Art. 4 (Regierungsbl. 1808, S. 94). Bchaghel, a. a. O. I. 38of. Annalcn 
der bad. Gerichte LH. 108. 

s ) Vgl. Kuntze, Die Kojengenossenschaft und das Geschoss- 
cigentum, 1888. Ackermann, Ueber Stockwerkscigentum, insbeson- 
dere nach preussischem Recht, Göttinger Inaug.-Dissertation, 1891. 
Stobbe, Handbuch des deutschen Privatrechts II*. 56fr. II 3 , (be- 
arbeitet von Lehmann) S. 284 ff*. Roth, System des deutschen Privat- 
rechts III. i6oflT.; Bayrisches Civilrecht II. 5Öft'. v. Krauss, Von der 
Teilbarkeit der Häuser nach Stockwerken und Gelassen, Württemb. 
Archiv ftir Recht u. Rechtsverwaltung XII. 329!!'. Gruchot, Beiträge 
zur Erläuterung des preussischen Rechts VJ. 103 ff. Bluntschli, Deut- 
sches Privatrecht ' (her. v. Dahn) I 154. Kohler, Gesammelte Ab- 
handlungen aus dem Civilrecht, 1883, S. i8of. 

') Vgl. Stobbe -Lehmann, a.a.O. II." 284, N. 4. Hertel, Die 
Hallischcn Schöft'enbOchcr I. S. 38, 73, 201. Pauli, Lubcckischc Zu- 
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muss bis zu der Rezeption des römischen Rechts in weitester 
Verbreitung gestanden haben 1 ). Der Eigentumsbegrifif des 
römischen Rechts und die Hinrichtungen der modernen Grund- 
und Hypothekenbücher waren demselben feindlich, ein ge- 
meines Gewohnheitsrecht zu seinen Gunsten hat sich nicht 
zu erhalten vermocht 8 ) und von den Kodifikationen haben 
ihm das preussische Allgemeine Landrecht, das sächsische 
BGB. und das österreichische BGB. die Anerkennung versagt 3 ). 
Gleichwohl hat sich in Oesterreich vielfach, zumal in Salz- 
burg und Böhmen, der alte Gebrauch mit Zähigkeit erhalten 
und wiederholte gesetzliche Verbote haben nichts dagegen 
auszurichten vermocht 4 ). Im Gebiete des gemeinen Rechts 
haben die Entwürfe eines bürgerlichen Gesetzbuches für das 
Grossherzogtum Hessen von 185 1 (II. Tit. 3, Art. 100) und 



stände I. 200. Mitteilungen an die Mitglieder des Vereins ftir Ge- 
schichte in Frankfurt a. M. II. 173—176. 

') Vgl. Frankfurter Reformation von 1578 VI. 4 §6: Frbteilungcn 
sollen nicht so geschehen, dass nicht „einem theil unden der keller, 
dem andern das erst, widerumb dem andern das zweit oder oberst 
stockwerck zugeteilt soll werden, wie dann von alters in dieser 
statt sehr bräuchlich (wie noch vor äugen) gewesen ist, aber oft- 
mals grosse Unrichtigkeit veranlasst hat". 

*) Vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts in Civilsachcn XXXI. 
171. Seuflfert, Archiv XIV. Nr. 10. XXXIV. Nr. 10. XXXVII. Nr. 97. 

s ) Die preussische Praxis hat längere Zeit geschwankt. Vgl. 
Entscheidungen des Obcrtribunals Uli. 4fr. TiXXIX. ia8ff. Förster, 
Theorie und Praxis des preussischen Privatrechts §§ 160, 168. Dcrn- 
burg, Lehrbuch des preussischen Privatrechts § 66. Ackermann, 
a. a. O. 28ff. Der letztere führt S. i8ft'. verschiedene Beispiele that- 
sächlichcn Stockwerkseigentums aus Danzig an. 

4 ) Vgl. die Ministerialverordnungen vom 8. Februar 1853 und 
27. Dez. 1856 und die Gesetze vom 2. Juni und 5. Dez. 1874 und 30 1cn 
März 1879. Das zum Teil hochinteressante Material bei Kaserer 

s 

in Band XXXII der österreichischen Gesetze mit Materialien, 1879. 

i 
1 
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für das Königreich Bayern von 1861 (Art. 213) sich ganz 
an den Art. 664 des Code civil angeschlossen, auch in ver- 
schiedenen bayerischen Statutarrechten ist das Stockwerkscigen- 
tum anerkannt *) und die bayerische Praxis hat ihm über- 
all, wo es nicht durch die frühere Gesetzgebung ausdrücklich 
verboten worden ist, wie in Würzburg und Regensburg, ge- 
wohnheitsrechtliche Geltung zugestanden 8 ). Dasselbe ist seit 
einem Plenarbeschlüsse des Stuttgarter Obertribunals von 1869 
in Württemberg der Fall 8 ), auch in Sachsen-Meiningen 
hat sich das Stock Werkseigentum erhalten 4 ) und in Frank- 
furt ist es, ungeachtet des Verbotes der Reformation von 
1578, wenigstens hinsichtlich der Fleischbänke (Schirnen) in 
Wirksamkeit geblieben 5 ). 



') Vgl. Nürnberger Reformation von 1564 XXVI. 10 : „Wann 
ainer unter dem andern ain kcllcr, gcwclb, kammern oder ander 
gepeu hette, der soll dieselben undergepeu notürftigklich versehen 
und versorgen, damit der ober zu seiner noturft nach der stat recht 
und Ordnung darauf pawen möge, doch das ainer den andern und 
zuvoran der ober den undern nit ubermessig beschwere, welches zu 
erkantnus der verordenten pauherren steen soll". Zu nennen sind 
ausserdem die Statutarrechtc des Erzstifts Salzburg, der Stadt 
Kempten und der Münchener Vorstadt Au. 

*) Vgl. Mauser, Zeitschrift für Reichs- und Landesrecht I V. 202. 
Seuffert, Archiv XXI. Nr. 99. XXXVI. Nr. 106. XLVI. Nr. 85. Roth, 
Bayerisches Civilrecht II. 58. 

») Abgedruckt bei v. Krauss, a. a. O. 334 ff. Kuntzc, a. a. O. 83 ff. 
Seuffert, Archiv XXIV. Nr. 239. Vgl. ebenda Nr. 299 und VII. Nr. 176. 
XVIII. Nr. 242. XLVII. Nr. 107. 

*) Vgl. Heimbach in Wciskc's Rechtslcxikon IX. 498. In Sachsen- 
Weimar wurde das Stockwerkseigentum 1841, in Sachsen-Coburg 
durch Gesetz vom 3. Juli 1869 aufgehoben, ebenso in Schwarzburg- 
Rudolstadt durch Gesetz vom 26. März 1858, aber unter Aufrecht- 
crhaltung der bestehenden Verhältnisse. 

5 ) Vgl. Seuffert, Archiv IX. Nr. 264. 
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Besonders verbreitet ist das Stockwerkseigentum in der 
Schweiz 1 ), wo es in den Kantonen Aargau, Freiburg, Sankt 
Gallen, Glarus, Neuenburg, Schaff hausen , Tessin, Waadt, 
Wallis und Zug in Anerkennung steht. Auch das privatrecht- 
liche Gesetzbuch von Zürich § 549 spricht die Zulassung aus, 
weist aber die Landschreiber an, dass sie „bei Fertigungen von 
Rechtsgeschäften derartige Spaltungen des Grundstücks mög- 
lichst zu verhüten trachten" ; das revidierte Gesetzbuch von 
1881 hat den § 549 fallen lassen und damit die Begründung 
von Stockwerkseigentum für die Zukunft verboten. Ebenso 
ist in Baselstadt durch Gesetz vom 26. September 1881 § 2 die 
Neubegründung desselben für unzulässig erklärt, während die 
bestehenden Eigentumsverhältnisse an einzelnen Gebäudeteilen, 
soweit dieselben in das Grundbuch eingetragen sind, fort- 
bestehen. 

Auch der Entwurf des Einführungsgesetzes des BGB. für 
das Deutsche Recht bestimmt (Art. 182): 

„Das zur Zeit des Inkrafttretens des BGB. bestehende 
Stockwerkseigentum bleibt bestehen. Das Rechtsverhältnis 
der Beteiligten unter einander bestimmt sich nach den 
bisherigen Gesetzen." 
Aber über diese blosse Uebergangsbestimmung hinaus 
heisst es Art. 130 (Art. 73 des ersten Entwurfes): 

„Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, 
welche für den Fall, dass jedem der Miteigentümer eines 
mit einem Gebäude versehenen Grundstücks die ausschliess- 
liche Benutzung eines Teiles des Gebäudes eingeräumt ist, 
das Gemeinschaftsverhältnis näher bestimmen, die Anwen- 
dung der §§ 736 bis 738 des BGB. ausschliessen und für 



') Vgl. Huber, System und Geschichte des schweizerischen 
Privatrechts III. 241«*. IV. 695. 

3 
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den Fall des Konkurses über das Vermögen eines Mit- 
eigentümers dem Konkursverwalter das Recht, die Auf- 
hebung der Gemeinschaft zu verlangen, versagen." 
Damit wird das Stockwerkseigentum, das sich in wirt- 
schaftlicher wie sozialer Beziehung vielfach bewährt und in 
dem Rechtsbewusstsein des Volkes ungeachtet aller gesetz- 
geberischen Anfeindungen behauptet hat, auch für die Zukunft/ 
nach Massgabe der Landesgesetzgebung und innerhalb des 
gesetzlich allein anerkannten Rahmens des Miteigentums mit 
Nutz- und Gebrauchsteilung, seinen Platz behaupten *). Der 
erste Entwurf des BGB. begnügt sich mit dieser landesgesetz- 
liehen Zulassung des Stockwerkseigentums , lehnt aber die 
reichsgesetzliche Anerkennung desselben ab a ). Auch der zweite 
Entwurf erklärt die Beschränkung des Erbbaurechts auf einen 
Teil eines Gebäudes, insbesondere ein Stockwerk, für unzu- 
lässig (§ 998) und bestimmt , dass wesentliche Bestandteile 
einer Sache, also auch die mit dem Grund und Boden fest 
verbundenen Gebäude und ihre einzelnen Geschosse, nicht 
Gegenstand besonderer Rechte sein können (§§ 89, 90); aber 
der Besitz ist auch an Teilen einer Sache, insbesondere an 
abgesonderten Wohn- und anderen Räumen, anerkannt (§ 849) 
und den Miteigentümern eines Grundstücks ist es, unter Vor- 
aussetzung der Eintragung in das Grundbuch, gestattet, mit 
voller dinglicher Wirkung nicht nur das Recht der einzelnen 
Teilhaber auf Aufhebung der Gemeinschaft auszuschliessen, 
sondern auch die Verwaltung und Benutzung zu regeln (§ 994). 
Damit ist die Zulassung des erprobten Rechtsinstituts des 

') Vgl. Entwurf eines Einführungsgesetzes zum BGB., erste 
Lesung, 1888, S. 197 f., und die amtliche Ausgabe des Entwurfes 
zweiter Lesung (1896) S. 83. 

*) Vgl. Motive zu dem Entwürfe eines BGB., 1888, III. S. 44fr. 

435 f 

* 

1 
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Stockwerkseigentums in der einzig durchführbaren Form auch 
reichsgesetzlich ausgesprochen 

Während von den Vertretern des römischen Eigentums- 
begriffes dem Stockwerkseigentum jede selbständige Berech- 
tigung abgesprochen und dasselbe entweder als eine räumlich 
beschränkte Superficies oder als Servitut aufgefasst wird 
machen sich unter den Anhängern der deutschrechtlichen Auf- 
fassung zwei verschiedene Theorien, die des Sondereigentums 
und des Miteigentums, den Rang streitig. Von dem Stand- 
punkte der strengen Sondereigentumstheorie aus- 
gehend würde man sich freilich nur durch die Annahme der ver- 
schiedensten wechselseitigen Reallasten, Grunddienstbarkeiten 
(servitus oneris ferendi, tigni immittendi, Wasserleitungsrecht 
und dergl.) und aus der Gemeinschaft entspringenden gesetz- 
lichen Pflichten der einzelnen Stockwerkseigentümer gegen 
einander zu helfen vermögen 8 ). Da aber der Untergrund, die 
Umfassungsmauern, Kamine, Treppen, Gas- und Wasserleitung, 

') Der erste Entwurf (§ 949) lässt nur die Ausschliessung der 
Teilungsklage, aber nicht die Regelung der Verwaltung und Nutzung 
mit dinglicher Wirkung zu. Vgl. Gierke, Der Entwurf eines BGB. 
und das deutsche Recht, 1889, S. 289. Nach dem zweiten Entwürfe 
besteht reichsgesetzlich nur noch die Beschränkung nach Massgabe 
der §§ 736 und 738, wonach die einzelnen Miteigentümer „aus wich- 
tigen Gründen" und ebenso die Gläubiger eines Teilhabers, wenn 
sie die Pfändung seines Anteils erwirkt haben, die Aufhebung der 
Gemeinschaft verlangen können. 

■) Vgl. Mandry, Württemberg. Archiv XIII. 193fr. Zaun, Archiv 
f. civ. Praxis XL1I1. aaoff. Stobbe, a. a. O. II*. 581. II». 286. Seuf- 
fert, Archiv VI. Nr. 152. XXXVII. Nr. 97. Entscheidungen des gross- 
herzoglich mecklenb. Ober-App.-Gerichts VI. 84 f. Entscheidungen des 
Reichsgerichts IV. 135 ff. Weitere Litteratur bei Kuntze, a. a. O. 55 fr. 

3 ) Dahin zielt wohl auch der Code civil, da er den Art. 664 
in die Rubrik der „servitudes etablies par la loi" eingeordnet hat. 
Vgl. auch Zachariä, a. a. (). I. § 197, Note 2. 



■ 



Digitized by Google 



Haustelegraph, in der Regel auch Dach, Speicher, Keller, 
Waschküche und andere zum gemeinschaftlichen Gebrauche 
bestimmte Hauseinrichtungen nicht gut ohne die Annahme 
eines gemeinschaftlichen Eigentums mit gemeinschaftlicher 
Unterhaltungspflicht ihrem Zwecke dienstbar gemacht werden 
können, so lassen die meisten Anhänger der Sondereigentums- 
theorie eine untrennbare Verbindung zwischen dem Sonder- 
eigentum an den einzelnen Gebäudeteilen und dem Mit- 
eigentum an den genannten Gegenständen und Einrich- 
tungen platzgreifen 1 ). Aber auch bei dieser gewagten Kon- 
struktion bleiben, abgesehen von den Grunddienstbarkeiten 
und Reallasten, die man auch hier nicht entbehren kann, noch 
so manche Fragen ungelöst, z. B. ob der Untergang eines 
Stockwerks auch den Untergang des dazu gehörigen Miteigen- 
tumsrechtes nach sich zieht 2 ); ob nach dem Untergange des 
ganzen Gebäudes die einzelnen Teilhaber, falls sie nicht auf 
ihr Anrecht verzichten wollen, zur Mitwirkung am Wieder- 
aufbau angehalten werden können, oder ob nur ein Recht 
auf Teilung des fundus communis besteht 3 ); ob der Eigen- 

') So namentlich Roth und der bayerische Entwurf Art. 212, 
die französische Jurisprudenz, sowie die rheinische, badische, baye- 
rische und württembergische Praxis. Vgl. Laurent, Principes de 
droit civil VII. Nr. 487—493. VIII. Nr. 410. Dcmolombc, Traite des 
servitudes I. 493 ff. Duranton, Cours de droit francais V. Nr. 339 ff. 
Annalen der grossh. badischen Gerichte LH. 108. Archiv für Civil* 
und Kriminalrccht der Rheinprovinz XLI. 2, 81 ff. Häuser, Zeit- 
schrift IV. 202. Seuffert, Archiv XXIV. Nr. 239. 299. XXXVI. Nr. 106. 
S. auch Oesterr. BGB § 361. Das Stuttgarter Obertribunal nahm vor 
dem Plenarbeschlüsse von 1869 Miteigentum mit blos obligator. Nutz- 
teilung und Zulassung der Teilungsklage an. Vgl ebend. XVIII. Nr. 242. 

-) Vgl. Münchener Entscheidung bei Seuffert, Archiv XXXVI. 
Nr. 106. 

') Vgl. Annalen der badischen Gerichte LH. io8f. Dcmolombc, 
a. a. O. 505. 




tümer des Dachstuhls befugt ist, noch weiter in die Höhe, oder 
der des Kellers, noch weiter in die Tiefe zu bauen '), u. dgl. m. 
Alle diese Schwierigkeiten finden ihre Lösung bei der auch 
von dem Entwürfe des BGB. übernommenen Miteigentums- 
theorie, nach welcher unteilbares Miteigentum an dem ganzen 
Gebäude, aber mit dauernder Abteilung hinsichtlich der Ge- 
brauchs- und Nutzungsrechte, besteht 2 ). 

Man hat diese Art des Miteigentums wohl als „abgeteiltes 
Eigentum" oder „geteiltes Miteigentum" bezeichnet, was ganz 
passend erscheint, wenn man dabei an die Analogie des so- 
genannten geteilten Eigentums denkt. Jedenfalls aber darf 
man nicht von einem Miteigentum nach Bruchteilen reden, 
vielmehr liegt ein ähnliches Verhältnis vor wie bei dem in 
unserem ersten Abschnitte behandelten Miteigentum nach 
Wertbeträgen, nur dass die Wertteile hier nicht in Geld 
ausgedrückt, sondern in den einzelnen Gebäudeteilen 
verkörpert sind. Einen lehrreichen Beleg für diese Auf- 
fassung gewährt ein Generalmandat des Königs Ferdinand I. 
vom 3. Mai 1550, nach welchem der „Ansatz", d. h. die das 
Zwangsverfahren gegen den Schuldner einleitende gerichtliche 

') Vgl. Demolombe, a. a. O. 502. 

2 ) So das bereits angeführte Schwarzburg-Rudolstädter Gesetz 
vom 26. März 1858, ebenso Behaghel, a. a. O. I. 380. Hauser in seiner 
Zeitschrift, I. 242. IV. 203 Note, Huber, a. a. O. IV. 697 f., Ackermann, 
a. a. O. 48 fr. Auch Mandry und Stobbe schliessen sich der gleichen 
Auflassung für diejenigen Fälle an, wo die Superficies positiv aus- 
geschlossen ist. Neigung zu der Miteigentumstheorie zeigt auch 
das preussische Obcrtribunal (Entscheidungen IAXIX. 130 f.) bei der 
Auslegung des Grundsteuergesetzes für die westlichen Provinzen 
vom 21. Januar 1839 § 14 Nr. 3 (Gcs.-Samml. 1839, S. 31). S. auch 
Bad. Landr. 577 b e. Rudorf!', der das Stockwerkseigentum auch im 
alten Rom finden will, nimmt hier ebenfalls communio pro indiviso 
mit Nutzteilung an. Vgl. Zeitschrift f. gesch. RW. XI. 226. 
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Beschlagnahme seiner Güter, auf den drei- oder vierfachen 
Wert der rechtskräftig festgestellten Forderung („Behebnis") 
und bei Gebäuden auf einen diesem Werte entsprechenden 
Gebäudeteil beschränkt, der Mehrwert aber (hier „Ueberschätz- 
ung", wie oben „Ueberteuerung") unbeschwertes Eigentum 
des Schuldners bleiben sollte. Wenn der Schuldner den mit 
dem Ansatz beschwerten Gebäudeteil innerhalb der gesetz- 
lichen Lösungsfrist nicht auslöste, so wurde dieser dem Gläu- 
biger an Stelle seiner Forderung zu Eigentum überwiesen 1 ). 

Man kann zweifeln, ob das Stockwerkseigentum mehr dem 
Miteigentum oder dem Eigentume zur gesamten Hand zuzu- 
rechnen sei, da es offenbar zwischen beiden steht und von 
beiden Verhältnissen gewisse charakteristische Elemente auf- 
genommen hat. Entschieden auf das gebundene Miteigentum 
der gesamten Hand weist die Ausschliessung der Teilungs- 
klage hin, während andererseits die Vererblichkeit und Ver- 
äusserlichkeit der Anteile dagegen zu sprechen scheint. Aber 
vielfach ist die Veräusserung durch ein gegenseitiges Vor- 
kaufs- oder Zugrecht der Gemeiner, das sogenannte Gan- 

') Ich verdanke diese wertvolle Mitteilung der Freundlichkeit 
des Herrn Dr. Prettenhofer in Wien. Das Generalmandat findet 
sich bei J. B. Suttinger zum Thurnhof, Consuetudines Austriacae, 
Wien 1682, aber nicht in den Drucken (Leipzig 1716, Nürnberg 1718), 
sondern nur in der Handschrift Nr. 7870 der Wiener Hofbibliothek, 
Bl. 27a, und lautet: „Ansatz solle nicht nach Gefallen, sondern nach 
Beschaffenheit der Behebnuss geführt werden, unter 50 fl. auff vier- 
fachen, über 50 fl. auff dreifachen Werth, und bei der einschätzung 
dem beschwerten thail ain Überschätzung verwilliget werden. Welcher 
ansatz auff ein Hauss geführt wirdt, solle nit auff das ganze Hauss, 
sondern auff ain orth, dem werth gemäss, geschehen". Im Codex 
Austriacus I. S. 63 findet sich unser Generalmandat mit dem Datum 
des 14. Juli 1550 und mit Entstellung der Worte „ain orth" in 
„den orth". 
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erbenrecht, gebunden 1 ), auch ist die Uebertragbarkeit der An- 
teile bei der gesamten Hand zwar ungewöhnlich, aber keines- 
wegs prinzipiell ausgeschlossen 2 ). Es verhält sich damit ähn- 
lich wie mit dem Erfordernis der gemeinsamen Nutzung, an 
deren Stelle schon das Mittelalter in zahlreichen Fällen die 
volle Nutzteilung, unter prinzipieller Aufrechterhaltung der 
Einheit des Rechtes, treten Hess. Und in der That liegt die 
Verwantschaft des Stockwerkseigentums mit den durch Ge- 
brauchs- und Nutzteilung (Mutschierung, Oerterung) dem Be- 
dürfnisse des Lebens angepassten Ganerbschaften und Gesamt- 
belehnungen des Mittelalters 3 ) so auf der Hand, dass seine 
Entstehung auf demselben Boden nicht zweifelhaft sein kann 4 ). 
Man vergleiche die Mutschierung der Gebrüder von Hirsch- 
horn vom 13. März 1395, nachdem dieselben in dem Haus- 
vertrage von 1393 ausdrücklich vereinbart hatten 5 ): 

„Wir sollen noch cnwollcn nummer mc kein rechte 
deilunge gethun an dem vorgeschribenen schlösse, berg 
und stad, noch an den vorgenanten gutern und weiden, 
off das das dhein teil daran den lehenherren verfallen 

') Vgl. v. Krauss, a. a. O. 348 ft*. Arnold, Zur Geschichte des 
Eigentums in den deutschen Städten 170. Ilubcr, a.a.O. HF. 265. 
IV. 698. 723. Stobbe, Zeitschr. f. RG. IV. 224; Deutsches Privatrecht 
II 3 . 309. 500 f. Gierke, Genossenschaftsrecht II. 953; Genossenschafts- 
theorie 347. Nach Mitteilung des Herrn Dr. Prettcnhofer haben auch 
die Geschosseigentümer in Salzburg ein Einstandsrecht. 

") Vgl. Gierke, Gcnossenschaftstheoric 346; Deutsches Privat- 
recht I.679 f. Stobbe, Privatrecht II 3 . 305. 308. 

• 1 ) Vgl. I Ionicyer, System des Lehnrechts der sächsischen Rechts- 
bücher 466T. Heusler, Institutionen des deutschen Privatrechts I. 231 f. 
247 f. Wippennann, Kleine Schriften I. 16 ff. Gierke, Deutsches 
Privatrecht I. 667; Genossenschaftsrecht II. 955. 

') Vgl. Arnold, a. a. O. 169 f. 

J Beide Urkunden bei Baur, Hessische Urkunden I. 496. 502. 
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möge, auch sal alwcgen der cltste vom Hirtzhorn, der ein 
gemeiner ist zum Hirtzhorn, wie dicke des noit geschieht, 
in rechter zit das obgenante schlösse, bürg und stad, mit 
allen gutern und weiden, die darzu gehorent, von dem 
lehenheren enphaen und tragen, ime, seinen erben und 
den andern gemeinern allen zum Hirtzhorn und iren erben ; 
und der selbe vom Hirtzhorn sal und mag auch leihen alle 
phrunde und lehen, die die vom Hirtzhorn zu leihen haben, 
on hindernisse der andern gemeinern vom Hirtzhorn". 

Während so dem Lehnsherrn gegenüber, um den vor- 
zeitigen Heimfall eines Anteils zu vermeiden , und ebenso 
gegenüber den Aftervassallen des Hauses die Einheit durch- 
aus gewahrt blieb und die Gesamtheit der Gemeiner durch 
den Geschlechtsältesten als Lehnsträger vertreten wurde, hatte 
doch schon früher zwischen den Brüdern Hans und Engelhart 
von Hirschhorn eine Mutschierung stattgefunden , die nach 
beider Tode von Engelharts Söhnen Hans, Albrecht und Eber- 
hart im Jahre 1395 erneuert wurde, 

„das wir unss bürg daz Hirsshorn ulT dem Necker gelegen 
mit dem furhoffe daselbest mit einander gemutschart haben". 

Der älteste Bruder, Hans der jüngere, erhielt für sich und 
seine Erben „an der mutschare" den früher von Hans dem 
älteren besessenen Teil, während seinen beiden Brüdern Al- 
brecht und Eberhart der Anteil ihres Vaters, jedem zur Hälfte, 
überwiesen wurde, „und darzu deine kelre under dem thor- 
huse und der erker, der oben über den wasegarten get gein 
dem Necker zu". Dagegen sollten „ungeteilt und ungemut- 
schart" bleiben „die cappelle, der torne und mantel, die Zis- 
terne und brunne, das thorhus, alle phorten, alle stege und 
wege in der obgenanten unsser bürg zum Hirtzhorn, in dem 
furhofte daselbest und an dem burgberge". 
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Die Hälfte Albrechts an dem väterlichen Teile ging nach 
seinem Tode auf seinen Sohn Konrad und nach dessen Tode 
auf seine beiden Vaterbrüder Hans und Eberhart über, von 
denen der erstere in einer Nachtragsnotiz zu der Urkunde von 
r 395 bemerkte: 

„do was mir und min erben von ime (d. h. von seinem 
Neffen Konrad) ein ganzer virteil (d. h. die Hälfte von der 
Hälfte) an der burcke zum Hirtzhorn und an dem fur- 
hoffe etc. an den deilen, die hern Engelhards vom Hirtz- 
horn, mins vater seligen, waren, zu rechtem erbe gevallcn 
und offherstorben. davon han ich, Hans vom Hirtzhorn 
ritter, zu diesser zeit nit mee inne von mins obgenanten 
anehcrstorbens virtels wegen, dann die under grosse stube, 
die man nennet der von Frankenstein stube, und die grosse 
kammern füre dem lernstublin, auch genant der von Fran- 
kenstein kammern, und die hohe kuche, gelegen zwischen 
miner kuchen und mins bruder Eberhards kuchen". 

III. Trennung des Eigentums an Gebäuden und ihrem 

Untergrunde. 

Der Hauptanlass für die herrschende Verwirrung auf dem 
Gebiete des Stockwerkscigentums liegt in der ungehörigen 
Hereinziehung einer weiteren, schon oben berührten Eigen- 
tümlichkeit des französischen und badischen Rechts: der Zu- 
lässigkeit einer Trennung des Eigentums an Grund und Boden 
von dem Eigentum an den auf diesem befindliehen Gebäuden 
oder Pflanzungen i ). Indem man die auf ganz anderem Boden 
erwachsene Teilung der Gebäude nach Geschossen als eine 
blosse Fortsetzung der bei dem ganzen Gebäude zugelassenen 



') Vgl. Duranton, a. a. O. IV. Nr. 24, 37of. 
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horizontalen Abteilung von dem Baugrunde auflasste , kam 
man zu der Sondereigentumstheorie, deren Unzulänglichkeit 
oben dargelegt wurde. 

Auch die hier in Rede stehende Selbständigkeit des Eigen- 
tums an Gebäuden und Pflanzungen ist keineswegs eine Be- 
sonderheit des französischen Rechts, sondern ebenso wie das 
Miteigentum nach Wertbeträgen und das Stockwerkseigentum 
auf deutschrechtlichem Boden erwachsen 1 )- Sie findet sich 
mehrfach in der Schweiz 8 ), ist in der schleswig-holsteinischen 
Praxis anerkannt 3 ) und spielt namentlich eine nicht unbedeu- 
tende Rolle im preussischen Allgemeinen Landrecht 4 ). Begün- 
stigt wird die Konsolidation des Eigentums in einer Hand 
freilich auch hier: wer auf fremdem Grund und Boden unter 
stillschweigender Duldung des Eigentümers ein Gebäude er- 
richtet, kann auch die Abtretung des Baugrundes gegen Er- 
satz des Taxwertes verlangen, während umgekehrt der Grund- 
herr, wenn der Bau ohne sein Vorwissen geschehen ist und 
er nicht auf die Wiederbeseitigung desselben dringen will, 
nach seiner Wahl entweder das Gebäude gegen Ersatz der 
Kosten selbst erwerben, oder den Eigentümer des Gebäudes 
zu käuflicher Erwerbung des Baugrundes nötigen kann 5 ). 

') Vgl. Stobbe, Privatrecht IF. 283. 287«'. (1. Auflage II. 53. 56 f.) 
Hertel, Die Hallischen Schöft'enbücher I. 104 Nr. 987. 

*) Vgl. Huber, a.a.O. 111.241. IV. 69^. Privatrechtl GB. von 
Schaphausen § 491. Zürich und Basclstadt verbieten die Neube- 
gründung derartiger Verhältnisse, halten aber die einmal bestehen- 
den aufrecht; ebenso Bern hinsichtlich des Eigentums an Bäumen. 

') Vgl. Falck, Schleswig-holsteinisches Privatrecht V. 244fr. 

4 ) ALR. I. 9 § 98. 22 §§ 199^ 243fr. Entscheidungen des Reichs- 
gerichts I. 179t". XXXIII. 251. Vgl. Dernburg, a. a. O. I. § 236. Acker- 
mann, a. a. O. 34 fr. 

') ALR I. 9 §§ 327 333. Vgl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
I. i 7 8ff. X. 245fr. XVIII.279. XXXIII. 251. 2 5 2ff. 2 5 6fl. XXXV. 264fr. 
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Der Auffassung des preussischen, französischen und badi- 
schen Rechts entspricht die Konstruktion der Superficies als 
Verbindung des Sondereigentums an dem Gebäude oder der 
Pflanzung mit einer Grundgerechtigkeit an dem Baugrunde 1 ). 
Der Entwurf des BGB. für das Deutsche Reich lässt das 
Pflanzungseigentum fallen und hält hier nur die zur Zeit be- 
stehenden Sondereigentumsverhältnisse aufrecht *). Dagegen 
schliesst er sich hinsichtlich des Erbbaurechts bei Bauwerken 
wesentlich an die genannten Rechte an (§ 91): 

„Zu den Bestandteilen eines Grundstücks gehören solche 
Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke 
mit dem Grund und Boden verbunden sind. Das Gleiche 
gilt von einem Gebäude oder anderen Werke, das in Aus- 
übung eines Rechtes an einem fremden Grund- 
stücke von dem Berechtigten mit dem Grundstücke ver- 
bunden worden ist". 

Hiernach ist der Erbbauberechtigte Eigentümer der von 
ihm oder einem Rechtsvorgänger errichteten Gebäude, wäh- 
rend die von dem Grundherrn herrührenden dessen Eigentum 



Entscheidungen des preussischen Obertribunals IX. 5ff. XXX. 31 IV. 
XXXVIII 6iff. 66ft'. LV1. 39IV. I.XXI. 13 f. Dernburg, a. a. O. I. §236. 
Förster, a. a. O. III. § 176. Kofl'ka, in Gruchot's Beiträgen XXVII. 
870*. 382fr. Die beiden letztgenannten gehen von der unrichtigen 
Ansicht aus, dass zunächst der Grundeigentümer auch Eigentümer 
des Gebäudes werde. Dies ist allerdings die Auffassung des Oester- 
reichischen BGB. § 418, das im übrigen den Eigentumserwerb durch 
Bebauung (Inädifikation) in Uebereinstimmung mit dem ALR. regelt. 
Ebenso BGB. des Kantons Luzern § 281. 

') Vgl. ALR. I. 22 §§ 243!!'. Dernburg, a. a. O. I. § 215, 4. 
Proudhon, Traite des droits d'usufruit etc. VIII. S. 547 ff. Roth, 
System des deutschen Privatrechts III. 494 f. Falck, a. a. O. V. 244ff. 

-) Vgl. Entwurf eines Einführungsgesetzes zum BGB. (1896) 
Art. 181, 2. Motive zu dem Entwurf eines BGB. (1888) III. 470. 



Digitized by Google 



4 o - 



bleiben und zusammen mit dem Baugrunde dem Erbbaurecht, 
als einem nur eigentumsähnlichen Rechte an fremder Sache, 
unterliegen 1 ). 

Die gemeinrechtliche Doktrin fasste die Superficies nach 
dem Vorgange der Glossatoren als einen Fall des geteilten 
Eigentums auf*) und dieser in Oldenburg und Anhalt noch 
heute anerkannte Standpunkt 3 ) wird auch in dem Oesterreichi- 
schen BGB. § 1125 festgehalten, in der Weise, dass der 
Grundherr das vollständige oder ungeteilte Eigentum an der 
„Unterfläche" hat, während ihm an der „Oberfläche", mit 
Einschluss des Gebäudes (§§ 417 fr.) nur das Obereigentum, 
dem Superfiziar aber das Nutzungseigentum zusteht 4 ). 

Derselben Theorie entsprach in ihrem zweiten Ent- 
wicklungsstadium auch die Hausleihe in den Städten des Mittel- 
alters, die zunächst durchaus als eine freie Erbleihe aufgefasst 
wurde 5 ). Die Bezeichnungen eigen und erbe und proprietas et 
hereditas bezogen sich gleichzeitig auf das Eigentum des Leihe- 
herrn und das erbliche Nutzungsrecht des Hausbesitzers. Aber 
teilweise schon im 13. Jahrhundert brach sich für die im Leben 
weit überwiegenden Fälle, wo der Hausbesitzer nur die leere 
Baustelle empfangen hatte, für das von ihm errichtete Gebäude 
die Auffassung als Besserung (melioratio) Bahn. Man bezeich- 



•) Vgl. Motive III. 47. 468. 470. 

») Vgl. Glosse zu 1. 2. D. de superficiebus (43, 18): Non enim 
iure directo, sed utiliter superficiarius est dominus. 

J ) Vgl. Roth, System des deutschen Privatrechts III. 493 Gegen 
die von diesem angenommene Ausdehnung derselben Theorie auf 
das Bayerische Landrecht vgl. Regelsbcrger, Das Bayerische Hy- 
pothekenrecht § 46, Nr. 12 

«) Vgl. Oesterr. BGB. § 357, ALR. I. 8 § 19T. 18 §§ ift". und 
oben S. 24, Note. 

• ) Vgl. Arnold, a. a. O. 59. 80 f. 84. 144. 146 ff. 164 IT. 271. 291. 
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nete das Gebäude selbst mit diesem Namen und die Haus- 
leihe als ius meliorationh 1 ). Der Gedanke vom geteilten Eigen- 
tum war damit wohl noch nicht aufgegeben, aber dem Grund- 
eigentume des Leiheherrn trat nunmehr das Eigentum des 
Beliehenen an der „Besserung" des Grundstücks gleichwertig 
gegenüber*). Machte sich das erstere mehr und mehr nur 
noch in dem Bodenzinse (census) bemerklich a ), so erschien das 
Eigentum des Beliehenen in dem Hause verkörpert, man sah 
darin den Mehrwert des Grundstücks über den Kapitalswert 
des Zinses und verwendete deshalb dasselbe Wort, das wir 



') Vgl. Arnold, a. a. O. io6f. 124. 173. 

•) Vgl. Arnold, a. a. O. 172 ft*. 178 f. Rosenthal, Zur Geschichte 
des Eigentums in Würzburg, 1878, S. 55. Jäger, Die Rechtsverhält- 
nisse des Grundbesitzes in Strassburg, Strassb. Inaug.-Diss. 1888, 
S. 19. 27 fr. 34. 50. Pauli, Abhandlungen IV. 11. 148 f. Ucber die freie 
Erbleihe in den Kolonisationsgebieten des nordöstlichen Deutsch- 
lands vgl. Glosse zu Ssp. III. 79: „Nu merk hie auch, das zinsgut 
ist zweierlei. Das ein ist, das man nicht verkeufien mag: das 
haben die lassen, die sind darzu geboren. — — — Die anderen, 
die zinsgut haben, das sind alle gebawer: die erben das gut, das 
über iren zins ist, auf iren nechsten und vcrkeufTen es, wem sie 
wollen, also das sie es iren herren von erste zu kaufte anbieten, 
das si an dem gut haben, das heisst besserung, davon sich das 
gut von ircr arbeit gebessert hat". Vgl. v. Schwind, Zur Ent- 
stehungsgeschichte der freien Erbleihen, 1891, S. 8. Wittich, Die 
Entstehung des Meierrechts, Zeitschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte II. 5. 9 21. 

*) Vgl. Arnold, a. a. O. 151. 289. Rosenthal, a. a. O. 73. 90fr. 
Jäger, a.a.O. 39f. 46fr. Pauli, a.a.O. 11 ff. Veräusscrungen des 
Leihegutes mussten ursprünglich durch die Hand des Leiheherrn 
gehen; dann übte er nur noch ein Zustimmungsrecht aus, das sich 
weiterhin zu einem blossen Vorkaufsrechte verflüchtigte. Vgl. Ar- 
nold 154. 179. Rosenthal 49 f. Pauli, a. a. O. 11. 70 f. Gobbers, Die 
Erbleihc in Köln (Abdr. a. d. Zeitschr. f. RG. N. F. IV.) 24 ff. 7 8ff. 
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oben neben „Ueberteuerung" als technische Bezeichnung für 
den unbelasteten Mehrwert eines Grundstücks kennen gelernt 
haben. 

Besonders lehrreich ist eine die Anlegung der Neugasse 
in Konstanz betreffende Urkunde von 1252 Der Bürger 
Heinrich ausser der Bünde besass an der Stadtmauer, zwi- 
schen Stadelhofer- und Mördergasse einen grossen Obstgarten, 
den er in eine Reihe bestimmt abgegrenzter Baustellen ein- 
teilte (in areas certis Umitibus Hmitatas ad construendas desuper 
domos dittinguens et vicum novum faciens dictum Niuwerjasse). 
Die Baustellen verlieh er verschiedenen Bürgern für sie und 
ihre Erben gegen einen festen Jahreszins (canov), der im Falle 
der Säumnis den Charakter eines Rutscherzinses haben sollte, 
in einphiteosin, libeve videlicet meliorationis contractuin perpetuwn. 
Dabei wurde beiden Teilen das Vorkaufsrecht zugesichert, in 
der Weise: 

quod si Heinricus predictus vel aliquis heredum suorum 
dominium cuiusquam aree predictarum vendere velit, 
primum illud exhibeat eiusdem aree possessori; et 
similiter, si quisquam civium predictorum aut heredum 
eorum melioraciones suas proponat vendere, primum 
cas aree domin o exhibeat; et denuncient invicem sibi, 
quantum offertur eis ab aliis, ac renuncient invicem quinque 
solidos de precio quod offertur; ita tarnen, quod, cum 
aliquis melioraciones cuiusquam emerit praedictorum, 
emens tantum ipsi domino solidum unum denariorum Con- 
stanciensium exsolvat*), et ab eodem reeipiat eas emphi- 
teotico iure, sicut venditor eas habebat libere cum he- 



') Gothein, in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins, 
N. F. V. 127 f. 

s ) Als Ehrschatz (Lehnware, laudemium) für die Handänderung. 



redibus suis possidendas, nec ob id impositus primo canon 
aliquatenus augeatur. 

Die schliessliche Entwicklung des Hausleiherechts führte 
Oberall, bald früher bald später, dahin, dass die Hausleihe 
nur noch als ein Verkauf mit Vorbehalt einer Rente aufgefasst 
wurde *). Der frühere Leiheherr erschien demnach nur noch 
als der erste oder oberste Zinsberechtigte gegenüber den 
übrigen Rentengläubigern, die durch Seelgeräte oder Renten- 
kauf zu ihrem Rechte gekommen waren, alle aber galten, nach 
den oben erörterten Gesichtspunkten, nach Verhältnis des Ka- 
pitalwertes ihrer Rente als Miteigentümer, während der Mehr- 
wert, die „Besserung" oder „Ueberteuerung", den Anteil des 
Hauseigentümers bildete. 



') Vgl. Arnold, a. a. O. 293 lf. 
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